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Neue Oberschulstandorte beschlossen

Der Stadtrat hat zwei neue Oberschulstandorte in Chemnitz beschlossen. Sowohl am Standort Hartmannstr./-platz als auch Arno-Schreiter-Straße 1 werden drei- bis vierzügige Oberschulen eingeordnet. Aufgrund steigender Schülerzahlen vor allem in den westlichen Stadtteilen diagnostiziert der Teilschulnetzplan für Oberschulen vom 6. Mai 2015, der die langfristige Entwicklung bis zum Schuljahr 2024/25 darstellt, einen zusätzlichen Kapazitätsbedarf von insgesamt fünf Zügen an Oberschulen. 
Damit ein stabiles Schulnetz gewährleistet ist, werden die Oberschulkapazitäten ausgebaut. In einer verwaltungsinternen Arbeitsgruppe wurden etwa 25 Standortalternativen herausgearbeitet und mit Stadträten wie dem Schul- und Sportausschuss diskutiert. Zwei Standorte als Vorzugsstandorte sind dabei ausgewählt und dem Stadtrat vorgestellt worden. Dieser beschloss die neuen Oberschulstandorte. Bewertungskriterien für die Standortsuche waren, dass sich die Standorte in Mitte und West befinden. 
Damit wird die Stadtstruktur stabilisiert, die innerstädtischen Gebiete weiterentwickelt und der schienengebundene ÖPNV gestärkt. Des Weiteren wurden die Zügigkeit, Schülerströme und die Sportstättensituation sowie technische und wirtschaftliche Merkmale wie Eigentum, Altlasten und Kosten berücksichtigt. Auch die zeitliche Umsetzbarkeit spielte eine wichtige Rolle. 

Standort Hartmannstraße/-platz 

Der Standort Hartmannstraße bietet die Möglichkeit für den Neubau eines zentrumsnahen, dreizügigen Oberschulstandortes. Im Zusammenhang mit der Nutzung der Richard-Hartmann- Halle kann für den Sportunterricht die vorhandene Infrastruktur einbezogen werden. 
Durch die Innenstadtlage und die Anbindung an den ÖPNV kann der Neubau einer dreizügigen Oberschule mehrere Oberschulstandorte entlasten. Das Grundstück gehört der Stadt. Derzeit werden die Kosten für den Neubau einer dreizügigen Oberschule auf 17 Millionen Euro prognostiziert. 
Standort Arno-Schreiter-Straße 

Am Standort Arno-Schreiter-Straße 1 wird ein vorhandenes Schulgebäude für eine neue dreizügige Oberschule genutzt. Die Abendoberschule und das Abendgymnasium, die sich schon im angrenzenden Gebäudeteil Arno- Schreiter-Straße 3 befinden, werden weiter betrieben. Voraussetzung dafür ist, dass die Sprachheilschule „Ernst Busch“ mit Ganztagsbetreuung/ Hort und der Beratungsstelle an den Standort Ernst-Wabra-Straße 34 verlegt wird. 
Der Vorteil des Standortes Arno- Schreiter-Straße ist eine schnelle Umsetzung und Bereitstellung. Die Sanierung des Standortes kann wie geplant umgesetzt werden. Dabei sind keine größeren baulichen Veränderungen erforderlich. Trotz unterschiedlicher Abhängigkeiten stellt die Variante aus bautechnischer und finanzieller Sicht eine zeitnahe Lösung (bereits für das Schuljahr 2017/2018) für die dringend notwendige Schaffung von Oberschulkapazitäten dar. 
Zu den 2,5 Mio. Euro der bereits laufenden Sanierung kommen noch ca. 3 Mio. Euro für die Sanierung der beiden vorhandenen Sporthallen und für Restleistungen im Innenbereich dazu. Weiterhin hat der Stadtrat beschlossen, dass auch der Standort Vettersstraße 34 als Vorzugsstandort in die weiteren Planungen einzubeziehen ist, falls in der zukünftigen Entwicklung der Stadt Chemnitz weiterer Bedarf für Schulneubauten besteht. Dies gilt ebenso, wenn im Zuge der Planungen festgestellt werden sollte, dass der Standort Hartmannstraße/Hartmannplatz nicht realisiert werden kann.   
Neues Rathaus: Grundstein liegt  

Der Grundstein für das künftige Technische Rathaus der Stadt Chemnitz ist gelegt. Im Bild von links Rainer Schmidt von Züblin Sachsen, Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig und Kerstin Kellnberger. Sie vermauerten den Grundstein nebst einer Kapsel mit Zeitdokumenten. Mit dem neuen Verwaltungsbau verschwindet das »Contiloch« aus dem Stadtbild. Zwischen Bahnhof-, Waisen- und Dresdner Straße wächst nun ein sechsgeschossiger Komplex für zahlreiche Ämter empor. 
Ab 2018 werden das Baudezernat mit Stadtplanungsamt, Vermessungsamt, Baugenehmigungsamt, Tiefbauamt, Grünflächenamt und das Gebäudemanagement/Hochbau hier ihren Sitz haben. Zudem werden Teile des Haupt- und des Rechtsamtes, des EDV-Amtes sowie das Liegenschaftsamt, das Umweltamt und das Schulund Sportamt dort untergebracht. Mietbeginn ist nach derzeitigen Planungen am 1. Dezember 2017.    
Stadtrat bezieht Stellung 

Städtische Stellungnahme zum Entwurf des Bundesverkehrswegeplanes  

Der Stadtrat hat einstimmig die Stellungnahme der Stadt im Beteiligungsverfahren zum Entwurf zum Bundesverkehrswegeplan 2030 verabschiedet. Zudem haben Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig, Baubürgermeister Michael Stötzer und Stadträte nochmals für eine breite Teilnahme am Beteiligungsverfahren zum Entwurf geworben. 

In der Stellungnahme der Stadt heißt es, es sei nicht hinnehmbar, dass die Region mit über 1,6 Mio. Einwohnern auf Dauer vom Schienenpersonenfernverkehr abgeschnitten ist und damit eine so wirtschaftsstarke Region wie Chemnitz, zugleich drittgrößte Stadt Ostdeutschlands, weiterhin keine direkte Fernverkehrsanbindung besitzt. Kein wirtschaftliches Ballungszentrum wird in Sachen Fernverkehrsanbindung ähnlich vernachlässigt wie Chemnitz. 
Die Argumentation der Gutachter des Bundes bei der Bewertung der Strecke, es bestände keine Nachfrage für den Schienengüterverkehr und die Strecke würde überregional nicht genutzt werden, ist in keinster Form nachvollziehbar. Das für die Region wichtige Thema des Schienenpersonenfernverkehrs wird in der gutachterlichen Stellungnahme zur Bewertung des Antrages weder mit verkehrlichen Daten noch mit regionalplanerischen Fakten untersetzt. 
Wesentliche Ziele des neuen Bundesverkehrswegeplans sind u.a. eine reibungslose Mobilität im Personenverkehr und ein leistungsfähiger Güterverkehr. Ebenso soll der umweltverträgliche Verkehrsträger Schiene durch Verlagerung der Verkehre gestärkt werden. Diese Ziele müssen auch für den Ballungsraum Chemnitz gelten. 
Eine für die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit Sachsens und Deutschlands wichtige Wirtschaftsregion und einen bedeutsamen Wissenschaftsstandort vom Schienenfernverkehr weiterhin abzuhängen, ist verantwortungslos und leichtfertig. Die Entwicklung einer wachsenden Stadt und der Region wird somit bewusst unterbunden, indem wirtschaftliche und demographische Risiken für die Zukunft billigend in Kauf genommen werden.   
Nächste Einwohnerversammlung 
Die nächste Einwohnerversammlung für das Stadtgebiet Nord findet am 29. April, 17 Uhr im Chemnitz Center Röhrsdorf, Ringstraße 17 statt. Dort berichtet die Stadtspitze über Aktuelles und neue Vorhaben in Furth, Borna-Heinersdorf, Glösa-Draisdorf, Röhrsdorf und Wittgensdorf. 
Es geht in der Versammlung ferner um die Entwicklung von Kindertagesstätten und Schulen, das Unterbringungs- und Betreuungskonzept für Flüchtlinge, den Stand des Verfahrens zur Biogasanlage und Informationen zu umgesetzten und geplanten Straßenbaumaßnahmen. 
Im Anschluss können Bürger Fragen stellen sowie Meinungen und Anregungen äußern. Zur Einwohnerversammlung sind nur Chemnitzer eingeladen. Bitte tragen Sie Sorge, dass Sie sich im Bedarfsfall ausweisen können. Bitte haben Sie dafür Verständnis.    
Einspruchsrecht nutzen!  
Der Stadtrat hat in seiner jüngsten Sitzung einstimmig die Stellungnahme der Stadt im Beteiligungsverfahren zum Entwurf zum Bundesverkehrswegeplan 2030 verabschiedet. Zudem haben Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig, Baubürgermeister Michael Stötzer und Stadträte nochmals für eine breite Teilnahme am Beteiligungsverfahren zum Entwurf geworben. 
In Anbetracht der wachsenden Güterverkehrsleistungen (Landesverkehrsentwicklungsplan 2025) und dem Ziel der weiteren Verlagerung des Güterverkehrs auf die Schiene werden mit dieser Entscheidung der Region die Perspektiven für den Schienenpersonenfernverkehr und ebenso die Entwicklungsmöglichkeiten für einen zukunftsorientierten Schienengüterverkehr genommen. 
Die Stadt Chemnitz fordert die Aufnahme des Ausbaus der Schienenverbindung Chemnitz – Leipzig entsprechend der Antragstellung des Freistaates Sachsen in den Bundesverkehrswegeplan 2030 als Voraussetzung für die Wiederanbindung der Region Chemnitz an den Schienenpersonenfernverkehr. 
Weitere Projekte 
Die Stadt Chemnitz begrüßt die Einordnung des noch fehlenden Ausbauabschnittes der Franken-Sachsen-Magistrale in den vordringlichen Bedarf des Bundesverkehrswegeplans. Mit der Elektrifizierung Reichenbach i. V. – Hof im Jahr 2013 durch den Freistaat Sachsen ist jetzt ein Drittel des Elektrifizierungsvorhabens gebaut und in Betrieb. Zum Ende der Laufzeit des Bundesverkehrswegeplans 2003 verbleibt jedoch eine Elektrifizierungslücke von Nürnberg und Marktredwitz bis Hof und zur tschechischen Grenze. 
Die Franken-Sachsen-Magistrale leidet deshalb unter einem gebrochenen Verkehr im Personenverkehr und unter unwirtschaftlichen Bedingungen für den Güterverkehr. Die Stadt Chemnitz begrüßt darüber hinaus die Aufnahme aller vier Teilprojekte zum Aus- und Neubau der B 107/B 174 in den vordringlichen Bedarf. Mit der Aufteilung in vier unabhängig voneinander umsetzbare Teilprojekte wird die Voraussetzung für eine schnellere Umsetzung des Teilprojektes 2 Südverbund – Ebersdorf geschaffen. 
Die vorgeschlagene Aufteilung in vier Teilprojekte wird von der Stadt Chemnitz unterstützt. Die Stadt Chemnitz fordert eine vordringliche Planung und Realisierung des Teilprojektes 2 Südverbund – Ebersdorf im Rahmen des Gesamtprojektes B 107/B 174. 
Teilnahme am Beteiligungsverfahren 
Noch bis zum 2. Mai läuft im Bundesverkehrsministerium die Bürgerbeteiligung zum Bundesverkehrswegeplan. Jeder Bürger, jede Institution und jedes Unternehmen kann elektronisch oder schriftlich seine Einwände zu diesem Plan geltend machen. Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig, Baubürgermeister Michael Stötzer und Stadträte haben erneut dafür geworben, diese Möglichkeit zu nutzen. 
Einen ähnlichen Aufruf hatte die Oberbürgermeisterin gemeinsam mit den Präsidenten der IHK Chemnitz und der Handwerkskammer Chemnitz in der vorvergangenen Woche veröffentlicht. 
Folgende Wege stehen dabei offen: Schriftlich unter Angabe des Stichworts »BVWP 2030« Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur / Referat G12, Invalidenstr. 44, D – 10115 Berlin 
Stichwort »BVWP 2030« 
Elektronisch unter www.bmvi.de 
Neues Spielgerät auf dem Kaßberg

Übergabe der Spielgerätekombination am Andréplatz am Kindertag geplant

Weiterhin erneuert die Stadt im Zuge der vom Stadtrat beschlossenen »Spielplatzkonzeption 2015« zahlreiche kommunale Spielplätze, so seit März die Anlagen am Luisenplatz, Jugendclub »UK« in Helbersdorf und im Konkordiapark sowie jetzt am Andréplatz. 
Dort steht nun eine neue Spielgerätekombination – bestehend aus Rutsche, Kletterwand und -steg, Wackelbrücke und Podesten. Mitarbeiter der Firma Lappset stellten die Anlage auf. Die Gerätekombination ist eine Sonderanfertigung des Spielgeräteherstellers Lappset aus Viersen. Sie nimmt eine Fläche von 22 mal 12 Metern ein und ist für Kinder von sechs bis 12 Jahren geeignet. 
Die Stadt hatte den Auftrag beschränkt ausgeschrieben und der Spielgeräte- Firma Lappset den Zuschlag erteilt. Allein das Spielgerät kostet 50.000 Euro. Hinzu kommen für das gesamte Vorhaben Baukosten von 17.000 Euro für Landschaftsbau. Alle genannten Kosten werden vom Land übernommen – dies im Zuge der Förderung für die städtebauliche Erneuerung/Sanierung auf dem Kaßberg. 
Freilich können die Kinder auf dem Kaßberg das neue Spielgerät jetzt noch nicht ausprobieren, denn es muss natürlich erst vom TÜV auf seine Sicherheit geprüft und abgenommen werden. Auch haben die beteiligten Firmen und Landschaftsgärtner nach dem Aufstellen des Gerätes noch zu tun, um den Fallschutz einzubringen sowie Wege und die Grünanlage wieder herzustellen. 
Zum Kindertag am 1. Juni soll es seiner Bestimmung übergeben werden. Die »Baustelle« auf der Spielanlage am Andréplatz gibt es schon einige Wochen, da die Stadt zuvor alte und desolate Geräte abreißen ließ. Der Spielplatz am Andréplatz misst insgesamt zirka 400 Quadratmeter. Hier stehen noch Federtiere und ein Sandkasten für kleinere Kinder. 
Auch diesen Kleinkinderbereich möchte die Stadt noch in diesem Jahr für die Jüngsten erneuern lassen. Übrigens wird diese Sanierung auch mit der Denkmalschutzbehörde abgestimmt, da der Andréplatz unter Denkmalschutz steht, haben diese Fachleute bei allen Veränderungen ein Wort mitzusprechen.  
Stadt testet Carsharing  
Die Stadt Chemnitz testet die dienstliche Nutzung von Carsharing. Ab sofort stehen dazu Fahrzeuge des Anbieters »teilAuto« zur Verfügung. Zunächst sollen etwa 25 Mitarbeiter die Gemeinschaftsfahrzeuge in Anspruch nehmen und über ein Jahr ausprobieren können. Dabei wird geprüft, wie der verwaltungseigene Fuhrpark bedarfsorientiert durch Carsharing ergänzt werden kann. 
»Wir wollen prüfen, ob durch den Einsatz von Carsharing-Fahrzeugen unsere dienstliche Mobilität nicht nur flexibler und nachhaltiger gestaltet, sondern auch Kosten eingespart werden können«, erklärt Bürgermeister Sven Schulze. Bereits 2014 hatte die Stadt mit der Einrichtung von Carsharing-Stellplätzen auf kommunalen Parkflächen, wie zum Beispiel am Getreidemarkt, Pionierarbeit geleistet. 
»Dass die Verwaltung nun selbst Gemeinschaftsautos für dienstliche Wege nutzen möchte, ist nur konsequent«, so teilAuto-Geschäftsführer Patrick Schöne. »Wir freuen uns sehr, dass sich nun auch Chemnitz in die Reihe mitteldeutscher Stadtverwaltungen einfügen möchte, die ihren Fuhrpark durch umweltfreundliches Carsharing ergänzen«, sagt Dr. Torsten Bähr vom Verkehrswende in Kleinen Städten e.V. 
Der Verein initiierte vor drei Jahren bereits den Neustart des Chemnitzer Carsharings. Insgesamt stehen derzeit 16 Fahrzeuge an elf teilAuto-Stationen im Chemnitzer Stadtgebiet bereit. Das Carsharing wird nach Angaben des in Halle an der Saale gegründeten Anbieters teilAuto allein in Mitteldeutschland von rund 25.000 Kunden an 16 Standorten genutzt. Deutschlandweit nutzen laut dem Bundesverband Carsharing über eine Millionen Fahrtberechtigte in rund 540 Städten und Gemeinden Carsharing-Angebote.  
Schulanfänger 2017/18 Anmelden  
Mit Beginn des Schuljahres werden alle Kinder, die bis zum 30. Juni des laufenden Kalenderjahres das 6. Lebensjahr vollendet haben, schulpflichtig. Wenn das Kind schulpflichtig wird, muss es im Vorjahr der Einschulung an einer kommunalen Grundschule im zuständigen Schulbezirk angemeldet werden. Die Anmeldepflicht besteht für mindestens einen Elternteil. Hier in Stichpunkten, wo und wie diese Anmeldung zu bewerkstelligen ist: 
Wann? 
Anmelden können Eltern den künftigen ABC-Schützen am 16. und 17. August 2016 (Dienstag/Mittwoch), jeweils von 14 bis 18 Uhr 
Wo? 
Ausschließlich an der gewünschten kommunalen Grundschule im zuständigen Schulbezirk ist dies möglich. Bitte beachten Sie Schulauslagerungen sowie die Satzung Schulbezirke. Sie ist unter www.chemnitz.de zu finden. 
Wie? 
Das Formular zum Anmelden der Schulanfänger kann man Downloaden unter www.chemnitz.de/Auslage: Schul- und Sportamt, kommunale Grundschulen. Zur Anmeldung benötigen Eltern ihren Personalausweis und die Geburtsurkunde des Schulanfängers. Nicht verheiratete Eltern benötigen den Nachweis des alleinigen Sorgerechtes. 
Mehr Information gewünscht? 
www.chemnitz.de
Behördenrufnummer 0371 115 (Montag bis Freitag von 8 - 18 Uhr) 
Schulwegpläne (unter www.chemnitz. de) enthalten 
Empfehlungen für einen sicheren Schulweg sowie Hinweise auf vorhandene Gefahrenstellen.  
Was beschloss der Stadtrat?

In der Stadtratssitzung am 13. April debattierte und beschloss das Gremium u.a. das Verkaufsverfahren für die Innenstadtgrundstücke E 3 und E 4. Welche weiteren Themen Gegenstand der Sitzung waren – hier ein Auszug: 
Verkaufsverfahren für Innenstadtgrundstücke E 3 und E 4 können starten.

Der Stadtrat beauftragte die Stadtverwaltung, die Entwicklungsareale in der Innenstadt Quartier E3 »Carrée am Tietz« und Quartier E4 »Neue Johannisvorstadt « Ende April 2016 zum Verkauf und zur baulichen Entwicklung auszuschreiben. Dafür soll es ein Investorenauswahlverfahren geben und dabei zur fachlichen Begleitung des Auswahlverfahrens ein externer Auftragnehmer gebunden werden. 
Im Juni 2015 fand das Gutachterverfahren zur städtebaulichen Weiterentwicklung der Innenstadt im Umfeld der Bahnhofstraße und Brückenstraße seinen Abschluss. Der erste Preis ging an die Arbeitsgemeinschaft unter Federführung der lohrer.hochrein landschaftsarchitekten und stadtplaner gmbh aus München/Magdeburg. 
Entlang der Bahnhofstraße sollen die zwei neuen Quartiere E3 und E4 entstehen. Im Umfeld von quartiersbildenden Plätzen mit Blick auf die prägenden Bauten (Johanniskirche, Tietz und smac) können sich attraktive innerstädtische Wohnquartiere entwickeln. Zur planungsrechtlichen Begleitung der baulichen Entwicklung wurde im Planungs-, Bau- und Umweltausschuss im September 2015 der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan für die »Neue Johannisvorstadt « gefasst. 
Das parallel laufende Verfahren zur 41. Änderung des Flächennutzungsplans wurde im November begonnen. Der Stadtrat hat mit dem Beschluss die öffentlichen, nicht förmlichen Ausschreibungen für E3 und E4 auf den Weg gebracht. Zur Entscheidungsfindung wird ein zweistufiges Investorenauswahlverfahren durchgeführt. Zur fachlichen Begleitung soll externe Unterstützung vertraglich gebunden werden. 
Die Quartiere E3 und E4 umfassen rund 25.000 m² Fläche. Die Größe der Quartiere setzt für eine erfolgreiche Vermarktung die Ansprache eines möglichst breiten Interessentenkreises voraus. Ziel ist, neben den der Stadt bekannten lokalen Akteuren besonders regionale und überregionale Interessenten anzusprechen, da dies eine gesunde Konkurrenz erzeugt, die wiederum in Verbindung mit dem zweistufigen Investorenauswahlverfahren Gewähr dafür bietet, dass der Stadt finanziell attraktive Kaufpreisangebote vorgelegt werden, die gleichzeitig eine hohe architektonisch-städtebauliche Qualität aufweisen. 
Das Investorenauswahlverfahren bietet der Stadt als Grundstückseigentümerin ein Höchstmaß an Transparenz und ist gleichzeitig auch für die Teilnehmer (Erwerbsinteressenten) nachvollziehbar. Entscheidungsgrundlage bildet eine sorgfältige Dokumentation der Angebotsabgaben und der Angebotsreaktionen. Ausgehend von den Informationen über das Ergebnis des ersten Architektenentwurfes des Investors erfolgt die fachliche Betreuung bis zur Abgabe erster Angebote. 
Nach der Auswahl der besten und wirtschaftlich stärksten Angebote folgen in einer Endrunde die Verhandlungen der Kaufverträge, um die baulichen Vorhabenziele nach Bauart, Investitionshöhe und Realisierungsfrist vertraglich zu binden. Die Verwaltung wird pro Baufeld einen Investor/Käufer nach den gleichgewichteten Kriterien Kaufpreis, Nutzungskonzept einschließlich Investitionszeitraum und 

-volumen sowie Bau- und Architekturkonzept unter Berücksichtigung des Umgangs mit dem Siegerentwurf des Büros lohrer.hochrein landschaftsarchitekten und stadtplaner gmbh auswählen, die Kaufverhandlungen vorbehaltlich Stadtratsbeschluss endverhandeln und sodann einen Verkaufsbeschluss für den jeweiligen Käufer einholen. 
Der in den Prozess einzubindende, externe Partner muss neben immobilienwirtschaftlichen und juristischen Kenntnissen auch über Kompetenzen zur Beurteilung und Beratung zu Nutzungs- und Standortkonzepten abgeleitet aus den spezifischen Anforderungen der Stadtentwicklung verfügen. Zur Auswahl des geeigneten Partners wird kurzfristig ein Marktsondierungsverfahren durchgeführt. Die Finanzierung erfolgt aus dem Verkaufserlös der Grundstücke. 
Die Ausschreibung zum Verkauf der Quartiere E3 und E4 soll Ende April in entsprechenden Medien veröffentlicht werden und so mögliche Investoren angesprochen werden. Bis Ende Juli ist die Abgabe erster indikativer Angebote avisiert. Daran anschließend erfolgt die Sichtung, Prüfung und Beurteilung der Erstangebote. Dabei werden Stadträte der Fachausschüsse einbezogen. 
Im Ergebnis werden maximal sechs Interessenten für die zweite Auswahlrunde ermittelt. Bis Ende September ist die Abgabe eines Angebotes geplant, das auch die Darstellung der Finanzierung der Projekte enthalten soll. Auch diese Angebote werden in Zusammenarbeit mit Stadträten der Ausschüsse gesichtet und gegenübergestellt. Bis Ende Oktober ist die Endverhandlung mit den Investoren geplant. Im November soll die Auswahl der finalen Investoren und damit Klarheit für das Bebauungskonzept feststehen. 
Es ist beabsichtigt, dass der Stadtrat noch vor Jahresende über den Verkauf abschließend entscheiden wird. Bevor die eigentliche Bautätigkeit beginnen kann, müssen auf dem betroffenen Areal durch das Landesamt für Archäologie Grabungen durchgeführt werden. Diese archäologischen Grabungen werden voraussichtlich das gesamte nächste Jahr andauern. Mit ersten Hochbauarbeiten an den Objekten ist dann im Jahr 2018 zu rechnen. 
Erfolgreich revitalisiert: Stadtrat hebt förmliches Sanierungsgebiet auf 
Als erstes von vieren hat der Stadtrat jetzt – das im Februar 1994 förmlich festgelegte Sanierungsgebiet an der Augustusburger Straße/Clausstraße aufgehoben. Dazu bestätigte das Gremium eine entsprechende Satzung. Damit verbunden ist der Wegfall der Genehmigungspflichten für Rechtsvorgänge und Vorhaben im Sinne von § 144 BauGB wie zum Beispiel für Grundstücksverkäufe und Baumaßnahmen. 
Ebenso entfällt die Steuerabschreibungsmöglichkeit nach § 7h EStG. Mit dem In-Kraft-treten der Satzungsaufhebung entsteht die Pflicht zur Entrichtung der Ausgleichsbeträge nach §154 BauGB, soweit diese von den Eigentümern nicht schon vorzeitig abgelöst wurden. Die noch ausstehenden Ausgleichsbeträge werden auf gutachterlicher Grundlage per Bescheid innerhalb der nächsten vier Jahre von den Eigentümern angefordert. 
Auskunft und Kontakt: 
Bob Polzer: 0371 - 488 6032 und Gisela Franke: 0371 - 488 6048

Das jetzt aufgehobene Sanierungsgebiet, dass sich über Teile des Sonnenbergs und von Gablenz erstreckte, umfasst eine Fläche von etwa 43 Hektar und beinhaltet 24 Sanierungskarrees zwischen Schüffner-, Caspari-, Kaulbach- und Reineckerstraße bis hin zur Augustusburger Straße, der Albrechtstraße und der Münchner Straße. Zu Beginn der 1990er Jahre hatte die Stadt diesem Gebiet in ihrem Stadtentwicklungsprogramm hohe Priorität beigemessen und es zu einem der Schwerpunkte von Stadterneuerung erklärt. 
Ziel kommunaler Stadtentwicklung war in diesem Kontext nicht nur der Erhalt von Wohnhäusern und das Verbessern von Wohnqualität. Überdies gestaltete die Stadt Freiflächen neu, traf Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung und schuf ausreichend Pkw- Stellplätze in den Wohnvierteln. Die erhaltenen Wohn-Karrees ergänzte man dort, wo nötig, behutsam um neue Bebauungen, entkernte zudem Innenhöfe und verbesserte das umgebende Straßennetz. 
Hier wirkten die kommunalen Instrumente zur Stadterneuerung in den vergangenen 22 Jahren sehr nachhaltig: Insgesamt konnten 300 einzelne Maßnahmen mit 9,7 Mio. Euro aus der Städtebauförderung bezuschusst werden. Mit solch gezielter Förderung gelang es, Abschnitte der Wohnbebauung an der Fichte- und Kantstraße zu erneuern, aber auch gewerblichen Unternehmen attraktive Perspektiven zu eröffnen. 
Mit Fördermitteln unterstützte die Stadt zudem Sanierungen von Gründerzeitwohnhäusern. Von Förderung begünstigte Eigentümer in diesem Sanierungsgebiet haben inzwischen schon 790.000 Euro Ausgleichsbeträge freiwillig abgelöst. Diese Gelder sind bereits wieder in das Gebiet geflossen. 1992 wurden durch das Stadtparlament Chemnitz die vier Sanierungsgebiete Augustusburger Straße/Clausstraße, Kaßberg, Schloßchemnitz und Sonnenberg mit Satzungsbeschluss förmlich festgelegt. 
1997 wurde der Satzungsbeschluss für das Sanierungsgebiet Brühl Nord als letztes Sanierungsgebiet im umfassenden Verfahren rechtswirksam. Die Gebiete Kaßberg, Brühl-Nord und Schloßchemnitz sollen noch in diesem Jahr per Stadtratsbeschluss aufgehoben werden. Lediglich das Sanierungsgebiet Sonnenberg wird noch bis ca. 2020 fortgeführt, da hier noch erhebliche Sanierungsmaßnahmen vorgesehen sind. 
Marktsatzung der Stadt neu gefasst 
Als Veranstalter betreibt die Stadt Chemnitz Wochen-, Spezial-, Trödel- und Jahrmärkte sowie den Chemnitzer Weihnachtsmarkt. Dies wird in der Marktsatzung geregelt. Der Stadtrat hat nun beschlossen, die Marktsatzung in Teilen neu zu fassen. Folgende Inhalte wurden geändert, ergänzt bzw. angepasst: 
§ 6 – Auf- und Abbau:
Hier wurde unter Absatz (4), der die Strombereitstellung für die Marktstände regelt, ergänzt, dass Standplatzinhaber elektrische Leitungen, die von der Stromverteilungsanlage zur Verkaufseinrichtung führen, bereitzustellen haben und diese so verlegen müssen, so dass keine Gefahr davon ausgeht. 
§ 7 – Verkaufseinrichtungen: 
Dieser Paragraph legt u.a. fest, dass Verkaufseinrichtungen sauber und standfest sein müssen. Ebenfalls im § 7 wurde der Absatz (4) der u.a. Werbung und Anbringen von Schildern und Plakaten nur innerhalb der Verkaufseinrichtung gestattet, ergänzt. Neu ist, dass die Marktstände künftig nummeriert werden. Dies vor allem auch, um Rettungsdiensten im Notfall zügig den Weg weisen zu können. 
§ 8 – Verhalten auf Märkten: 
Auch in dem Paragraphen, der das Verhalten auf den Märkten der Stadt regelt, gibt es Anpassungen: Ohnehin war es unzulässig, Werbematerial, das nichts mit dem vor Ort angebotenen Sortiment der Händler zu tun hatte, zu verteilen. Nun ist ausdrücklich die Genehmigung des Veranstalters erforderlich, selbst wenn der Händler für sein auf dem Markt angebotenes Sortiment werben möchte. Unzulässig ist ferner das Betteln auf den Märkten. 
§ 13 – Ordnungswidrigkeiten: 
Der Paragraph wurde aufgrund einer Gesetzesänderung angepasst. Hier hat man die Höhe des Verwarngeldes zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten, das früher max. 35 Euro betrug, auf nunmehr max. 55 Euro angehoben. 
§ 14 – Marktverweis: 
Eine Neufassung erfuhr ebenfalls der § 14. Diese Satzungspassage legt Folgendes fest: »Jeder, der die öffentliche Sicherheit und Ordnung auf dem Markt trotz Verwarnung erheblich oder wiederholt stört, kann von der Teilnahme bzw. dem Besuch des Marktes ausgeschlossen werden.« 
Gewerbegrundstück in Rottluff-West wird verkauft 
Den Verkauf eines Grundstückes im Gewerbegebiet Rottluff-West an der Kalkstraße ist beschlossen. Die Stadt verkauft zwei Flächen des Flurstückes 236/10 der Gemarkung Rottluff an die Gesellschaft für Prozeßrechnerprogrammierung mbH (GPP Chemnitz mbH). Eine umfasst ca. 9.000 m2, die zweite ca. 5.025 Quadratmeter. 
Der Kaufpreis liegt bei 35 Euro pro Quadratmeter. Die GPP Chemnitz mbH wird auf der ersten Teilfläche Produktionsgebäude sowie einen Bürotrakt errichten. Baubeginn soll 2016 sein. Der Erwerb der zweiten Fläche soll spätestens drei Jahre nach Baufertigstellung des Gebäudes erfolgen. Die 1990 in Chemnitz gegründete GPP Chemnitz mbH ist ein Unternehmen der Automatisierungstechnik- Branche mit Hauptsitz im Gewerbepark Wirkbau. 
Mit der Investition verpflichtet sich das Unternehmen, am neuen Standort zu den bestehenden 26 Vollzeitarbeitskräften bis zum 31. Dezember 2019 mindestens fünf weitere Vollzeitarbeitsplätze zu schaffen und mindestens für fünf Jahre zu besetzen.   
875 Jahre Chemnitz
Bürgerschaft soll das 875-jährige Jubiläum der Stadt mitgestalten 

Am Montag, den 25. April, 16.30 Uhr, sind die Chemnitzer wie auch Vereine und Institutionen zu einer Ideenwerkstatt eingeladen, um sich über erste Vorschläge zu informieren und sich selbst einzubringen. Treffpunkt ist der Veranstaltungssaal im Tietz, Moritzstraße 20. 
Das Jubiläum 875 Jahre Chemnitz wird die Stadt im Jahr 2018 begehen. Seit mehreren Monaten arbeiten verschiedene Ämter in der Stadtverwaltung an den Vorbereitungen. Oberbürgermeisterin Barbara Ludwig wird die Ideenwerkstatt im Tietz eröffnen. Prof. Dr. Christoph Fasbender von der TU Chemnitz wird vorstellen, wie sich die TU Chemnitz mit verschiedenen Projekten und Themen mit der Stadtgeschichte auseinandersetzen will. Ferenc Csák, Kulturbetriebsleiter, und Sören Uhle, Geschäftsführer der CWE, werden ebenfalls über erste Ideen sprechen. 
Zum Stadtjubiläum 
Im Jahr 2018 wird Chemnitz den 875. Geburtstag seiner ersturkundlichen Erwähnung feierlich begehen. Da es – wie in vielen Städten auch – in Chemnitz keine Gründungsurkunde gibt, gilt die erste nachweisliche Erwähnung der Stadt im Jahr 1143 als Ausgangspunkt der Stadtgeschichte. Die erste nachweisliche Erwähnung von Chemnitz im Jahre 1143 war die Verleihung des Marktprivilegs, wenngleich erste schriftliche und archäologische Hinweise auf die Besiedelung des späteren Stadtgebietes existieren, so z.B. die Kirche und das Kloster auf dem Schloßberg. 
Kaiser Lothar gründete vermutlich 1136 das Kloster und stattete es mit Grundbesitz aus. Das war der Ausgangspunkt für die weitere Besiedlung des Umlandes. Der Nachfolger Kaiser Lothars, König Konrad III., bestätigte im Jahr 1143 die Gründung des Klosters, wodurch der »Raum« Chemnitz erstmalig urkundlich genannt wird. 
Dem Kloster wurde ein Gebiet zur wirtschaftlichen Versorgung zugewiesen und vom König ein Marktprivileg verliehen. Dieses Marktprivileg lässt auf den königlichen Stadtgründungswillen schließen, gilt aber nicht als Gründungsdokument für die mittelalterliche Stadt, sondern lediglich als Vorstufe.   
Kläranlage in Chemnitz wird 100 Jahre alt 
Die Leiterin der Zentralkläranlage Heinersdorf Anne-Kathrin Sundheim von eins energie in sachsen GmbH & Co. KG und der Betriebsleiter des Entsorgungsbetriebes der Stadt Manfred Wüpper laden Interessierte zum Tag der offenen Tür am 14. Mai 2016 von 10 bis 16 Uhr ein.    
Kaßberg: Verkehrsknoten ist umgebaut  
Den Verkehrsknoten Waldenburger Straße / Kochstraße/ Bodelschwinghstraße hat das Tiefbauamt neugestalten lassen, da dieser nicht mehr den Anforderungen einer sicheren Verkehrsanlage gerecht wurde. So führte die frühere Straßensituation dort u.a. dazu, dass sich Busse behinderten. Der Umbau verbessert nicht nur den Verkehrsablauf, sondern gleichzeitig die Verkehrs- und Schulwegsicherheit. 
An der Waldenburger Straße / Kochstraße / Bodelschwinghstraße war es häufiger zu Unfällen gekommen. Im Zuge dessen hat sich die Vorfahrtregelung im gesamten Umfeld geändert. Der Straßenzug Weststraße/ Kochstraße/ Waldenburger Straße wird gemäß Verkehrsentwicklungsplan der Stadt als Vorfahrtstraße ausgewiesen. Schiersand-, Bodelschwinghstraße und Gustav-Adolf-Straße wurden in die anliegende Tempo 30- Zone integriert und die Vorfahrt in den Knotenpunkten in rechts vor links geändert. Durch diese verkehrsrechtliche Maßnahme soll gleichzeitig die zweite Unfallhäufungsstelle Bodelschwinghstraße / Gustav-Adolf- Straße entschärft werden. 
Auch Änderungen im ruhenden Verkehr gibt es. Auf der Bodelschwinghstraße ist das Parken auf dem nördlichen Gehweg nicht mehr angeordnet. Durch die Verdrängung des Durchgangsverkehrs auf die Weststraße kann hier, wie im Gebiet, am rechten Fahrbahnrand geparkt werden. Auf der Schiersandstraße ist das Parken nach der Zufahrt zum Gartenmarkt Richter nun möglich, da das durchgängige Parkverbot aufgehoben wurde. 
Diese Stellflächen dienen u.a. als Ersatz für entfallene Parkflächen auf der Weststraße. Auf der Waldenburger Straße nach der Kochstraße wurde eine Mittelinsel eingebaut, auf der nördlichen Zufahrt der Kochstraße der Fahrbahnquerschnitt eingeengt und mit Bordabsenkungen ausgestattet.   
Wer zwitschert da?  
Eine Vogelstimmenwanderung am 24. April, die geführt wird von Ornithologen, führt in den Stärkerwald. Treffpunkt ist 6 Uhr an der Pawlowstraße nach Haus Nr. 7. Interessenten lädt das Umweltamt dazu ein wie ebenso für den 26. April zu einer Exkursion in den Ebersdorfer Wald. Dort geht Gerd Fanghänel vom Umweltamt der Frage nach, was aus der vor drei Jahren renaturierten Waldteichkette geworden ist. Treffpunkt ist 17 Uhr an der Schranke in den Ebersdorfer Wald am Ende der Berta-von–Suttner- Straße.   
Blasmusik live  
Besucher des Tietz werden am 21. April 2016, 17 Uhr auf der Bühne im Foyer mit Blasmusik der Städtischen Musikschule Chemnitz empfangen. 35 Schüler aus dem Fachbereich Holz- und Blechbläser präsentieren einen Querschnitt der Bläserausbildung der Städtischen Musikschule. Zu hören sind sowohl Soloals auch Ensemblebeiträge. Das Konzert dauert 45 Minuten. Der Eintritt ist frei.     
Chemnitz ermöglicht jungen spanischen Akademikern Praktika  
Spanische Praktikantin im Schloßbergmuseum 
»Benvinguda« hieß es am 5. April in der städtischen EU-Stelle. Sie empfing eine neunköpfige Gruppe katalanischer Studienabsolventen im Rathaus zu einer Vorstellung der Stadt sowie der Europaarbeit. In dreimonatigen Praktika werden die Spanier soziale, berufliche, sprachliche und interkulturelle Fähigkeiten erwerben und ausbauen. 
Die solaris Förderzentrum für Jugend und Umwelt gGmbH Sachsen ermöglicht dies im Zuge des Projekts »TLG Youth Train-Learn-Grow«. Bei ihrem Besuch im Rathaus wurden die Hochschulabsolventen von den deutschen Teilnehmenden des aktuellen Projekts »YoMo – Young Mobility« begleitet. Auch die Stadt hat für das Projekt einen Praktikumsplatz bereitgestellt. 
Praktikantin Rosa Sarries Guixe hat ein Geschichtsstudium abgeschlossen und jetzt im Schloßbergmuseum ihr Praktikum begonnen. Gefördert wird das Praktikum vom spanischen Europäischen Sozialfonds. Durch den Austausch, der innerhalb des transnationalen Lernnetzwerkes »Transnationale Mobilitätsmaßnahmen für benachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene« erfolgt, sollen junge Menschen, denen der Zugang zu Arbeit auf struktureller oder individueller Ebene erschwert ist, ihre Chancen auf einem internationalen Arbeitsmarkt verbessern. 
Bereits am 15. März traten Chemnitzer Teilnehmende des Projekts »YoMo – Young Mobility« Praktika in Österreich an. In der diesjährigen Europawoche lädt die Gruppe Interessierte zu einem Katalanischen Abend am 4. Mai in das Mehrgenerationenhaus ein, um ihre Heimat und Kultur näher zu bringen. Infos unter Telefon 0371 / 488-1509. 
Rosa Sarries Guixe hat ein Geschichtsstudium abgeschlossen und jetzt im Schloßbergmuseum ihr Praktikum begonnen.    

